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abgeändert bzw. — wie hier — die Schuldverpflichtung als 
gegenstandslos angesehen werden. Es ist nicht ersichtlich, 
wieso dem eine Unkündbarkeit des der Schuldverpflich­
tung zugrunde liegenden Darlehns entgegenstehen soll.

Nach alledem steht der Klägerin die geltend gemachte 
Forderung nicht zu. Auf den Kassationsantrag waren da­
her die Entscheidungen der Instanzgerichte wegen Ver­
letzung des § 54 Abs. 5 ZPO gemäß § 162 Abs. 1 ZPO auf­
zuheben. Im Wege der Selbstentscheidung war die Klage 
abzuweisen.

§ 150 Abs. 1 ZPO; § 471 Abs. 1 Ziff. 2 ZGB.
Zur Wahrung der Frist für die Einlegung eines Rechtsmit­
tels gegen Entscheidungen staatlicher Gerichte genügt es, 
wenn der Rechtsmittelschriftsatz bis zum Ablauf des letz­
ten Tages der vorgesehenen Frist in den Hausbriefkasten 
desjenigen Gerichts eingeworfen wird, das die Entschei­
dung erlassen hat.
OG, Urteil vom 1. September 1978 — OAK 17/78.

Der Kläger war beim Verklagten tätig. Mit Wirkung vom 
22. August 1977 wurde er fristlos entlassen. Dem gegen die 
fristlose Entlassung eingelegten Einspruch hat die Kon­
fliktkommission nicht stattgegeben. Das Kreisgericht hat 
den Einspruch des Klägers gegen den Beschluß der Kon­
fliktkommission abgewiesen.

Der Kläger hat gegen das ihm am 12. Oktober 1977 zu­
gestellte Urteil des Kreisgerichts Berufung eingelegt. In 
der Berufungsverhandlung ist der Kläger darauf hinge­
wiesen worden, daß seine Berufung dem Eingangsstempel 
zufolge am 27. Oktober 1977 beim Kreisgericht eingegan­
gen ist und damit die Berufungsfrist um einen Tag über­
schritten wurde.

Der Kläger hat das Eingangsdatum seiner Berufungs­
schrift bestritten, aber vorsorglich Befreiung von den Fol­
gen der Fristversäumnis beantragt.

Das Bezirksgericht hat die Berufung wegen Versäu­
mung der Berufungsfrist als unzulässig abgewiesen.

Der Präsident des Obersten Gerichts hat die Kassation 
des Beschlusses des Bezirksgerichts beantragt. Der Antrag 
hatte Erfolg.

Aus der Begründung:
Rechtsmittel gegen Entscheidungen staatlicher Gerichte 
bzw. Einsprüche gegen Beschlüsse gesellschaftlicher Ge­
richte können bis zum Ablauf des letzten Tages der Rechts­
mittelfrist (24 Uhr) eingelegt werden. Zur Wahrung der 
Frist genügt es, wenn der Rechtsmittelschriftsatz bis zum 
Ablauf der vorgesehenen Frist in den Hausbriefkasten des 
Kreisgerichts eingeworfen wird. Läßt sich nicht mehr mit 
Sicherheit feststellen, ob eine Rechtsmittelschrift noch vor 
Ablauf des letzten Tages der Frist oder erst danach in den 
Hausbriefkasten eingeworfen wurde, so ist sie mindestens 
dann als rechtzeitig eingegangen anzusehen, wenn sie an 
dem auf den Fristablauf folgenden Morgen aus dem Brief­
kasten bei dessen erster Leerung entnommen Wurde.

Das Bezirksgericht hat im Hinblick auf den vorstehen­
den Grundsatz nicht alle für die Wahrung der prozessua­
len Rechte des Klägers maßgeblichen Umstände aufgeklärt, 
und seiner Entscheidung zugrunde gelegt (§ 45 Abs. 3 ZPO). 
Es hat zwar zutreffend festgestellt, daß die Frist zur Ein­
legung der Berufung gegen das am 12. Oktober 1977 zuge­
stellte Urteil des Kreisgerichts am 26. Oktober 1977 abge­
laufen ist (§ 150 Abs. 1 ZPO; §§ 470 Abs. 1 Satz 1, 471 Abs. 1 

'Ziff.2 ZGB). Jedoch hat es unter Berücksichtigung des In­
halts der Prozeßakten nicht ausreichend geprüft, ob die 
Berufung tatsächlich erst am 27. Oktober 1977 beim Kreis­
gericht eingegangen ist. Nach der Mitteilung des Direktors 
des Kreisgerichts ist der Rechtsmittelschriftsatz am 
27. Oktober 1977 dem Hausbriefkasten des Kreisgerichts 
entnommen worden. Zu dieser Mitteilung steht zwar die 
vom Bezirksgericht beigezogene schriftliche Erklärung der 
Sekretärin der Prozeßbevollmächtigten des Klägers über 
die Abgabe des Berufungsschriftsatzes im Widerspruch.

Dies konnte jedoch das Bezirksgericht nicht von seiner 
Pflicht zur weiteren Prüfung des tatsächlichen Geschehens­
ablaufs entbinden. Das Bezirksgericht hätte vor seiner 
Entscheidung daher noch eine präzisierte Stellungnahme 
der für die Behandlung der eingehenden Post verantwort­
lichen Mitarbeiter des Kreisgerichts dahingehend einholen 
müssen, wann die Post aus dem Hausbriefkasten entnom­
men wurde und ob Umstände bekannt sind, die es aus­
schließen, daß die Rechtsmittelschrift bis zum Ablauf des 
26. Oktober 1977 in den Hausbriefkasten eingeworfen 
wurde.

Die Entscheidung des Bezirksgerichts war daher gemäß 
§162 Abs. 1 ZPO aufzuheben und zur erneuten Verhand­
lung über die Berufung des Klägers an das Bezirksgericht 
zurückzuverweisen.

Sollte die weitere Prüfung des Sachverhalts erneut zu 
der Feststellung berechtigen, daß die Rechtsmittelfrist vom 
Kläger nicht gewahrt wurde, hat das Bezirksgericht zu­
nächst über den in der Verhandlung vom 8. Dezember 1977 
gestellten Antrag auf Befreiung von den Folgen der Frist­
versäumnis zu entscheiden (§ 70 ZPO).

§ 20 Abs. 2 Ziff. 2 ZPO.
Für die Geltendmachung eines auf Rückzahlung des Kauf­
preises gerichteten Garantieanspruchs ist neben dem Kreis- 
gericht am Geschäftssitz des verklagten Herstellers auch 
dasjenige Kreisgericht zuständig, in dessen Bereich der 
Kläger (Käufer) wohnt. Das gilt auch dann, wenn in der 
Zusatzgarantieurkunde die Zuständigkeit des Kreisgerichts 
am Geschäftssitz des Herstellers festgelegt worden ist.
BG Magdeburg, Beschluß vom 20. Februar 1978 — BZR 34/78.

Der Kläger hat beim Kreisgericht O. aus der Zusatzgaran­
tie Rückzahlung des Kaufpreises gegen Rückgabe eines 
reparaturbedürftigen Waschautomaten geltend gemacht. 
Der Verklagte hat eingewendet, daß das Kreisgericht O. 
nicht zuständig sei, und die Verweisung des Rechtsstreits 
an das Kreisgericht S. beantragt.

Das Kreisgericht O. hat den Antrag des Verklagten auf 
Verweisung an das Kreisgericht S. zurückgewiesen.

Gegen diesen Beschluß richtet sich die Beschwerde des 
Verklagten mit dem Antrag, unter Aufhebung des kreisge- 
richtlichen Beschlusses die Unzuständigkeit des Kreisge­
richts O. festzustellen und die Sache an das Kreisgericht S. 
zu verweisen.

Die Beschwerde hatte keinen Erfolg.

Aus der Begründung:
Es ist der Auffassung des Klägers zu folgen, daß gemäß 
§ 20 Abs. 2 Ziff. 2 ZPO auch dasjenige Kreisgericht örtlich 
zuständig ist, in dessen Bereich die Verpflichtung aus dem 
Rechtsstreit zu erfüllen ist. Nach § 75 Abs. 1 ZGB sind 
Geldzahlungen im Unterschied zu sonstigen Leistungen, die 
gemäß § 72 Abs. 1 ZGB in der Regel am Sitz des Schuld­
ners zu erbringen sind, dem Gläubiger an dessen Wohn­
sitz oder Sitz zu übermitteln, also dort zu erfüllen. Ein 
solcher Fall liegt hier vor. Daran vermag auch die Formu­
lierung des Gerichtsstands des Kreisgerichts S. in der Zu­
satzgarantieurkunde des verklagten Betriebes nichts zu 
ändern, da dies nur als ein Hinweis auf die örtliche Zu­
ständigkeit des Kreisgerichts S. für sonstige Leistungen 
(außer Zahlungsverpflichtungen) nach § 72 ZGB angesehen 
werden kann. Keinesfalls ist allein daraus eine Vereinba­
rung der Zuständigkeit des Kreisgerichts S. gemäß § 20 
Abs. 4 ZPO herzuleiten.

Nach alledem ist in Zivilrechtssachen für Zahlungsver­
pflichtungen neben dem Kreisgericht des Sitzes des Ver­
klagten auch dasjenige Kreisgericht zuständig, in dessen 
Bereich der Kläger seinen Wohnsitz hat (vgl. auch Fragen 
und Antworten in NJ 1977, Heft 10, S. 309). Nach § 20 Abs. 3 
ZPO kann der Kläger unter mehreren örtlich zuständigen 
Kreisgerichten wählen.


